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Geſetzblatt 


Nr. 32 Ausgegeben Danzig, den 19. April 1934 
Inhalt: Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche Siedlungsweſe n S. 257 
Verordnung zur Behebung landwirtſchaftlicher Notſtände durch Sicherung der Frühjahrsdüngung, Saat⸗ 
gutverſorgung und Ernteeinbringung für das Wirtſchaftsjahr 193aua uu S. 267 
100 Rechts verordnung 


über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche Siedlungsweſen. 
Vom 17. April 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 84, 89 und S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Aufgaben der Agrarreform und des landwirtſchaftlichen Siedlungsweſens, 
Siedlungsbehörden 
8 1 } 

Die Grundlage der Landbewirtſchaftung der Freien Stadt Danzig bilden leiſtungsfähige land⸗ 
wirtſchaftliche Betriebe, die in der Regel im Eigentum ihrer Beſitzer ſtehen und deren Größe den 
klimatiſchen und Boden-Verhältniſſen der einzelnen Gebiete entſpricht. 

Die Durchführung der Agrarreform und des landwirtſchaftlichen Siedlungsweſens umfaßt: 

a) die Erhaltung lebensfähiger Bauernhöfe; 

b) die Wiederherſtellung früherer ſelbſtändiger, durch Zuſammenkommen in einer Hand ver⸗ 
nichteter Bauernhöfe; 

c) die Schaffung neuer ſelbſtändiger Bauernhöfe ſowie die Hebung beſtehender Kleinbetriebe 
auf die Größe einer ſelbſtändigen Ackernahrung; i 

d) die Seßhaftmachung ländlicher Handwerker und Arbeiter; 

e) die Zurückführung ländlicher und ſtädtiſcher Familien zur Verbundenheit mit dem Boden; 
f) die Umlegung von Wegen, Triften und Fußſteigen zwecks Verbeſſerung der Wirtſchaftlichkeit 
landwirtſchaftlicher Betriebe. 
8 2 
Die Durchführung der im § 1 genannten Aufgaben obliegt den Siedlungsbehörden. Siedlungs⸗ 
behörden ſind das Siedlungsamt und der Siedlungsausſchuß. 

Die Siedlungsbehörden haben ferner auf eine gerechte Verteilung der durch Pacht oder ähnliche 
Rechtsverhältniſſe genutzten landwirtſchaftlichen Flächen hinzuwirken. Sie können zu dieſem Zwecke be⸗ 
ſtimmen, daß jede Vereinbarung, welche die Nutzung eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks zum Gegen⸗ 
ſtand hat, zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Genehmigung der Siedlungsbehörden bedarf; ſie können 
weiter beſtimmen, daß ſolche Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit zum Ende eines Wirtſchafts⸗ 
jahres aufgehoben werden, ſoweit die Grundſtücke im Eigentum des Staates, der Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts oder der toten Hand ſtehen. Die 
Beſtimmungen ſind im Staatsanzeiger zu veröffentlichen. Era 

Zweiter Abſchnitt 
Sicherung der Landbeſchaffung 
83 

Zur Sicherung der nach § 1 erforderlichen Landbeſchaffung haben die nachſtehend bezeichneten 
Eigentümer auf Verlangen des Siedlungsamts Land zur Verfügung zu ſtellen: 

1. die Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtige Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts; 
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2. die unter Staatsaufſicht ſtehenden Kreditanſtalten, Träger der ſtaatlichen Zwangsverſiche— 
rungen, Verſicherungsunternehmungen, Geſellſchaften und Stiftungen des bürgerlichen Rechts, 
ſofern ſie Land zum Zwecke der Vermögensanlage oder zur Abwendung von Verluſten an 
Rechten am Grundſtück erworben haben; 

3. die tote Hand; 

4. die Eigentümer von Grundſtücken, die nach dem Gutachten der Danziger Bauernkammer beſonders 
ſchlecht bewirtſchaftet find, und die Eigentümer, welche die Landwirtſchaft nicht im Hauptberufe bes 
treiben oder betrieben haben oder ſich während des größeren Teiles des Jahres nicht auf dem 
Grundſtück aufhalten oder es nicht ſelbſt bewirtſchaften, es ſei denn, daß ihre Abweſenheit 
durch ſtändige Tätigkeit im öffentlichen Dienſt begründet iſt; 

5. die Eigentümer von Grundſtücken mit einer landwirtſchaftlichen Nutzfläche von insgeſamt mehr 
als 125 ha; das Siedlungsamt kann die Flächenmaße unter Berückſichtigung der u 
Verhältniſſe des einzelnen Gebiets anderweit feſtſetzen. 

Der Staat wird aus ſeinem landwirtſchaftlichen Grundbeſitz gleichfalls Grundſtücke zur Verfügung 
ſtellen. 
8 4 

Auf Verlangen des Siedlungsamtes ſind ihm von der ſtaatlichen Treuhandgeſellſchaft diejenigen 
Landflächen zu Siedlungszwecken zu überlaſſen, zu deren Abgabe die Eigentümer auf Grund der 
SS 33 b bis d der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. 9. 
1933 in der Faſſung der Verordnung vom 9. 3. 1934 (G. Bl. S. 165) verpflichtet ſind, und zwar 
gegen Zahlung des Gegenwertes, der der ſtaatlichen Treuhandgeſellſchaft angerechnet wird. 


§ 5 
Das Siedlungsamt hat das Recht, geeignetes Siedlungsland aus dem Beſitzſtand der im § 3 
Abſ. 1 und 2 genannten Eigentümer gegen angemeſſene Entſchädigung in Anſpruch zu nehmen. 
Hinſichtlich der Regelung der Enteignung einſchließlich der Rechtsbehelfe und der Höhe der Ent⸗ 
ſchädigung ſind die Vorſchriften dieſer Verordnung maßgebend. 


8 6 
Falls die im § 3 genannten Eigentümer ihre Grundſtücke verpachtet haben und der Pachtvertrag 
mit dem Pächter bereits 10 Jahre läuft, ſo hat der Eigentümer auf Verlangen des Siedlungsamts 
das Grundſtück einer von dieſem Amt beſtimmten Stelle zum Kauf anzubieten, es ſei denn, daß dem 
Pächter bei Inkrafttreten dieſer Verordnung das Recht auf übernahme des Grundſtücks zuſtand. Nach 
Abſchluß des Kaufvertrages iſt die vom Siedlungsamt bezeichnete Stelle berechtigt und verpflichtet, 
den Pachtvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 1 Jahr zum Ende des Wirtſchafts⸗ 
jahres zu kündigen. 
8 7 
Ein Pächter, dem das Recht zur übernahme des Pachtgrundſtückes zuſteht, iſt auf Verlangen des 
Siedlungsamts berechtigt und verpflichtet, den Abernahmeanſpruch zu dem nach dem Pachtvertrage be- 
ſtimmten Zeitpunkt geltend zu machen, ſpäteſtens jedoch, wenn der Pachtvertrag 10 Jahre gelaufen iſt. 
Macht der Pächter von ſeinem Recht keinen Gebrauch, fo gilt § 6 ſinngemäß. 


8 8 | 
Das Siedlungsamt beſtimmt die Stelle, die die nach SS 3, 4 bereitgeſtellten oder in Anſpruch 
genommenen Grundſtücke zu erwerben hat (Siedlungsunternehmer). 


89 8 
Sobald das Siedlungsamt die Stelle beſtimmt hat und rechtliche und tatſächliche Bedenken dem 
Verfahren nicht entgegenſtehen, erklärt das Siedlungsamt durch Beſchluß, daß ein Siedlungsverfahren 
über das Grundſtück eingeleitet iſt. 
Auf Erſuchen des Siedlungsamts hat das Grundbuchamt in Abteilung II des für das Grund⸗ 
ſtück gebildeten Grundbuchs einen Siedlungsſperrvermerk einzutragen. Der Siedlungsſperrvermerk kann 
ſich auch auf Grundſtücksteile beſchränken. 


Die Eintragung hat die Wirkung, daß eine rechtsgeſchäftliche oder zwangsweiſe Veräußerung oder 
Belaſtung des Grundſtücks oder Grundſtücksteiles ohne Genehmigung des Siedlungsamts unwirkſam 
iſt. Der Siedlungsſperrvermerk wird nur auf Erſuchen des Siedlungsamts gelöſcht. Das Siedlungsamt 
hat das Erſuchen zu ſtellen, wenn innerhalb eines Jahres nach Eintragung des Siedlungsſperrvermerks 
der Siedlungsunternehmer das Grundſtück nicht erworben hat. 
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Dritter Abſchnitt 
Landbeſchaffung durch Rechtsgeſchäft 


8 10 
Die Landbeſchaffung hat tunlichſt auf gütlichem Wege zu erfolgen. 


8 11 | 
Rückſtändige Steuern und ſonſtige öffentliche Abgaben, die auf dem vom Siedlungsunternehmer 
zu erwerbenden Betriebe oder Grundſtück ruhen ($ 92 des Steuergrundgeſetzes vom 22. 6. 1931 
G. Bl. S. 497), ſind vom Erwerbspreis abzuziehen. a 


8 12 h 

Erwirbt der Siedlungsunternehmer ein mit einer Hypothek belaſtetes Grunditüd, jo darf der 
Hypothekengläubiger ein ihm für den Fall des Eigentumswechſels zuſtehendes Kündigungsrecht nicht 
ausüben. Das gleiche gilt, wenn eines von mehreren mit einer Geſamthypothek belaſteten Grumdjtüden 
oder Teile eines mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks erworben werden. 

In den Fällen des Abſ. 1 Satz 2 kann das Siedlungsamt die Hypotheken auf die Grundſtücke 
und Grundſtücksteile verteilen; der Gläubiger iſt zu hören, er kann jedoch der Verteilung nicht wider⸗ 
ſprechen. Die Verteilung ſoll erfolgen nach dem Maßſtabe der vom Staate feſtgeſetzten Steuerwerte 
für landwirtſchaftliche Betriebe und Grundſtücke oder, wenn dieſer nicht anwendbar iſt, nach einem an⸗ 
deren geeigneten Maßſtabe, erforderlichenfalls nach Ermittlung des Wertes der Grundſtücke oder 
Grundſtücksteile durch eine beſondere Schätzung; bei der Verteilung iſt auf Rang und Sicherheit der zu 
bildenden Teile Rückſicht zu nehmen. 

Der Siedlungsunternehmer haftet von dem Eigentumsübergang an für die nach Abſ. 1 und 2 
unterverteilten Laſten des von ihm erworbenen Grundſtücks oder Grundſtücksteils. Hauptſchuldner, Mit⸗ 
ſchuldner und Bürgen werden inſoweit frei. 

Abſ. 1 bis 3 finden auf Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten entſprechende Anwendung; 
doch gilt Abſ. 2 für Altenteile nur, ſoweit der Unterhalt des Berechtigten durch die Verteilung nicht 
gefährdet wird. 

Die vorſtehenden Vorſchriften gelten ſinngemäß für dingliche Rechte an Grundſtücken, die vor dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung für Siedlungszwecke erworben ſind, wenn die Rechte bereits beim Er⸗ 
werb des Grundſtücks begründet waren. 

§ 13 

In den Fällen des § 12 ſind die Abſchreibungen eines Grundſtücksteiles und die Eintragung der 
Laſtenverteilung ſowie von Neubelaſtungen im Grundbuche ſchon dann zuläſſig, wenn die Grundſtücks⸗ 
teile in dem amtlichen Verzeichnis (§S 2 der Grundbuchordnung) noch nicht endgültig ausgewieſen ſind. 
Für die Bezeichnung der Grundſtücksteile zum Zwecke der Grundbuchanlegung iſt in dieſem Falle eine 
vom Kataſteramt gefertigte vorläufige Zeichnung maßgebend. 

Die im Abſ. 1 bezeichneten Rechtsänderungen ſind auf Erſuchen des Siedlungsamts im Grund⸗ 
buche einzutragen. Dem Erſuchen ſind der Kaufvertrag und die in Abſ. 1 Satz 2 genannte Unterlage 
beizufügen. i 

Iſt der Grundſtücksteil in dem amtlichen Verzeichnis nachgewieſen, ſo kann das Siedlungsamt 
erforderlichenfalls um Berichtigung des Grundbuches erſuchen. 


8 14 f 
In den Fällen des § 12 kann der Gläubiger die Rückzahlung einer durch Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld geſicherten Forderung oder die Ablöſung einer Rentenſchuld oder Reallaſt nicht vor dem Ab— 
lauf von 10 Jahren verlangen; die Friſt beginnt mit dem auf den Eigentumserwerb durch das Sied— 
lungsunternehmen folgenden Vierteljahreserſten. Vorſchriften in Geſetzen, Satzungen oder Verträgen, 
die für beſondere Fälle eine vorzeitige Fälligkeit der Schuld anordnen, bleiben vorbehaltlich des § 12 
Abſ. 1 unberührt. Vertragliche Tilgungsabreden werden durch dieſe Vorſchriften nicht betroffen. 
Kann dem Gläubiger nicht zugemutet werden, das Kapital bis zu dem ſich aus Abſ. 1 erge⸗ 
benden Zeitpunkte ſtehen zu laſſen, ſo kann der Gläubiger mit Genehmigung des Siedlungsamts die 
Rückzahlung zu einem früheren Zeitpunkte verlangen. 


Vierter Abſchnitt 
Landbeſchaffung durch Enteignung 
8 15 
Iſt die Landbeſchaffung auf gütlichem Wege nicht durchführbar, ſo ſpricht das Siedlungsamt 
nach Anhörung des Siedlungsausſchuſſes (§ 40) durch Beſchluß die Zuläſſigkeit der Enteignung aus, 
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In dem Beſchluß iſt das Grundſtück zu bezeichnen, das im Wege der Enteignung erworben werden 
ſoll, und zugleich die Zeit feſtzuſetzen, innerhalb deren längſtens der Siedlungsunternehmer das Grund— 
ſtück im Wege der Enteignung zu erwerben hat. 

Der Beſchluß iſt dem Siedlungsunternehmer, dem Eigentümer des abzutretenden Grundſtücks 
ſowie den aus dem Grundbuch erſichtlichen Berechtigten durch Zuſtellung, im übrigen durch den 
Staatsanzeiger bekannt zu machen. 

§ 5 Abſ. 1 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (G. S. 
S. 221) gilt entſprechend. 

§ 16 

Gegen den Beſchluß nach S 15 Abſ. 1 kann der Eigentümer und jeder, dem in Anſehung des 
Grundſtücks ein Recht zuſteht, Beſchwerde einlegen. 

Die Beſchwerde muß innerhalb einer in der Bekanntmachung feſtzuſetzenden Friſt, die auf minde⸗ 
ſtens zwei Wochen zu bemeſſen iſt, beim Siedlungsamt eingelegt werden. Die Friſt beginnt mit der 
Zuſtellung, ſoweit Zuſtellung nicht erfolgt, mit dem Tage, an dem der Staatsanzeiger ausgegeben 
wird. Über die e entſcheidet der Siedlungsausſchuß (8 40). 


8 17 

Die Enteignung erſtreckt ſich bei ſelbſtändigen Wirtſchaftseinheiten auf das Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks. Auf Verlangen des Eigentümers iſt das zur Bewirtſchaftung des enteigneten Grundſtücks nicht 
unbedingt erforderliche Zubehör von der Enteignung auszuſchließen. Das gleiche gilt von einer auf 
dem Grundſtück gehaltenen Stammherde. 

Rechte an dem Grundſtück ſind von der Enteignung ausgeſchloſſen, wenn der Siedlungsunter— 
nehmer die Ausſchließung beantragt; die SS 12—14 finden entſprechende Anwendung. Gegenüber einem 
Pächter oder Mieter des Grundſtücks iſt der Siedlungsunternehmer berechtigt, anſtelle des Verpäch⸗ 
ters oder Vermieters in das Vertragsverhältnis einzutreten; macht er von dieſem Recht Gebrauch, ſo 
gelten die für den Fall der freiwilligen Veräußerung maßgebenden Vorſchriften des BGB. ent⸗ 
ſprechend. 

8 18 

Für die Entſchädigung gelten die Vorſchriften der 88 8 Abſ. 2, 11 und 13 des Enteignungs⸗ 
geſetzes. 

Haben die im § 11 des Enteignungsgeſetzes bezeichneten Nebenberechtigten ihr Recht erſt erworben, 
nachdem der Siedlungsſperrvermerk eingetragen iſt (§ 9), jo ſteht ihnen ein Anſpruch auf Entſchädigung 
nicht zu, wenn ihnen der Siedlungsſperrvermerk z. Zt. des Erwerbs bekannt war. 


§ 19 
Soweit in dieſer Verordnung für das Enteignungsverfahren die Vorſchriften des Enteignungs⸗ 
geſetzes für anwendbar erklärt werden, tritt anſtelle des Regierungspräſidenten, der Bezirksregierung 
und des Bezirksausſchuſſes das Siedlungsamt und, ſoweit es ſich um die Feſtſtellung der Entſchädigung 
handelt, der Siedlungsausſchuß (40), anſtelle des Miniſters der öffentlichen Arbeiten der Senat, 
Abteilung für Landwirtſchaft, Forſten und Veterinärweſen. 


8 20 
Für die Feſtſtellung der Entſchädigung gelten die Vorſchriften der SS 24—30 des Enteignungs— 
geſetzes mit folgenden Maßgaben entſprechend: 

1. Der Antrag auf Feſtſtellung der Entſchädigung (§ 24 des Enteignungsgeſetzes) iſt ſchon vor 
der Erledigung des Beſchwerdeverfahrens nach $ 16 dieſer Verordnung zuläſſig; 

2. die Erklärungen des Siedlungsunternehmers über die Ausübung der ihm nach $ 17 Abſ. 2 
dieſer Verordnung zuſtehenden Befugniſſe ſind dem Kommiſſar gegenüber ſpäteſtens in dem 
Termin ($ 25 des Enteignungsgeſetzes) abzugeben; 

3. in dem Gutachten ($ 28 des Enteignungsgeſetzes) iſt der Zuſtand des Grundſtücks und des 

8 Zubehörs genau feſtzuſtellen; 

4. der Beſchluß über die Entſchädigung (8 29 des Enteignungsgeſetzes) hat genaue Angaben 
über den Zuſtand des Grundſtücks und des Zubehörs zu enthalten, der der Entſchädigung 
zugrunde gelegt iſt. Auch iſt darin auszuſprechen, welche Rechte an dem Grundſtück von der 
Enteignung ausgenommen ſind und ob der Siedlungsunternehmer in ein beſtehendes Pacht⸗ 
oder Mietverhältnis eintritt (8 17 Abſ. 2); 

5. die Beſchreitung des Rechtsweges ($ 30 des Enteignungsgeſetzes) iſt nur innerhalb einer Friſt 
von 1 Monat zuläſſig. 
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8 21 
Die Enteignung wird auf Antrag des Siedlungsunternehmers vom Siedlungsamt durch Beſchluß 
ausgeſprochen, wenn nachgewieſen iſt, daß die vereinbarte oder feſtgeſtellte Entſchädigungsſumme (88 26, 
29 des Enteignungsgeſetzes) rechtsgültig gezahlt oder 1 oder nach dem Ermeſſen des Sied⸗ 
lungsamts ſichergeſtellt iſt. 
Der Beſchluß über die Enteignung ſchließt die Einweiſung in den Beſitz in ſich. 
Der Beſchluß des Siedlungsamts iſt unanfechtbar. 


8 22 

Vor der Übernahme des Grundſtücks durch den Siedlungsunternehmer hat das Siedlungsamt auf 
Antrag durch einen Kommiſſar, erforderlichenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen feſtzuſtellen, 
inwieweit an dem Grundſtück und dem Zubehör ſeit der Erſtattung des Gutachtens Anderungen 
eingetreten find, die eine Berichtigung des Beſchluſſes über die Entſchädigung erforderlich machen. Ge⸗ 
gebenenfalls iſt die Entſcheidung über die Entſchädigungsſumme abzuändern. Über dieſe Anderung 
entſcheidet der Siedlungsausſchuß (8 40). 

Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 

Die Vorſchriften der SS 26, 30 des Enteignungsgeſetzes gelten entſprechend. 


8 23 
Die Vollziehung und die Wirkungen der Enteignung richten ſich im übrigen nach den 88 33, 
36 bis 49 des Enteignungsgeſetzes und den Artikeln 35 bis 41 des Ausführungsgeſetzes zum Reichs⸗ 
geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (G. S. 
S. 291). Desgleichen gilt, unbeſchadet des $ 62, der 8 43 des Enteignungsgeſetzes entſprechend. 


8 24 
Bei bewohnten Grundſtücken muß dem abziehenden Wohnungsberechtigten für eine angemeſſene, 
nicht unter drei Monaten zu bemeſſende Friſt eine ausreichende Wohnung belaſſen werden. 
Der Umfang des Wohnungsrechts iſt auf Antrag des Wohnberechtigten oder des Siedlungs⸗ 
unternehmers vom Siedlungsamt zu regeln. 


Fünfter Abſchnitt 
Landbeſchaffung durch Erwerb in der Zwangsverſteigerung 
8 25 

It ein zur Siedlung geeignetes Grundſtück nach der Feſtſtellung des Entſchuldungsausſchuſſes fo 
ſtark verſchuldet, daß eine Entſchuldung nach der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 165) und den hierzu ergangenen Abän⸗ 
derungs⸗ und Ergänzungsverordnungen nicht möglich iſt und es der Beſiedlung nur im Wege der 
Zwangsverſteigerung zugeführt werden kann, jo kann das Siedlungsamt an eine unter Staatsaufſicht 
ſtehende Kreditanſtalt, Körperſchaft des öffentlichen Rechts oder einen Träger der ſtaatlichen Zwangs⸗ 
verſicherung, zu deren Gunſten eine Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt auf dem 
Grundſtück eingetragen iſt, das Verlangen richten, innerhalb einer angemeſſenen Friſt, mindeſtens je⸗ 
doch innerhalb eines Monats die Anordnung der Zwangsverſteigerung oder, wenn die Zwangsver⸗ 
ſteigerung bereits auf Antrag eines anderen Gläubigers angeordnet iſt, die Zulaſſung des Beitritts 
zu dem Verfahren zu beantragen. 

8 26 

Iſt über ein Grundſtück, das nach Beſtimmung des Siedlungsamts der Siedlung zugeführt werden 
ſoll, die Zwangsverſteigerung angeordnet, ſo iſt als Zwangsverwalter eine von ihm zu beſtimmende 
Perſon zu beſtellen. 

Der Zwangsverwalter kann die Bewirtſchaftung des Grundſtücks nach den Erforderniſſen der 
ſpäteren Aufſiedlung einrichten. Die Vorſchriften des S 152 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes bleiben 
im übrigen unberührt. 

25 5 8 27 
Für das Gebot des Siedlungsamts oder des von ihm bezeichneten Siedlungsunternehmers kann 
eine Sicherheitsleiſtung nach 8 67 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes nicht verlangt werden. 5 
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Sechſter Abſchnitt 
Vorkaufsrecht 
§ 28 


Das Siedlungsamt hat ein Vorkaufsrecht auf alle im Gebiet der Freien Stadt Danzig be⸗ 
legenen landwirtſchaftlichen Grundſtücke und Teile von ſolchen Grundſtücken. 


§ 29 

Das Vorkaufsrecht hat den Vorrang vor allen anderen eingetragenen und geſetzlichen Vorkaufs⸗ 
rechten. Es bedarf der Eintragung in das Grundbuch nicht. Das Recht des Pächters nach S 6 
dieſer Verordnung bleibt unberührt. 

8 30 

Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, ſobald der Eigentümer mit einem Dritten einen Kauf⸗ 
vertrag über landwirtſchaftliche Grundſtücke oder Grundſtücksteile abgeſchloſſen hat. 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigentümer das Grundſtück an 
ſeinen Ehegatten oder an eine Perſon verkauft hat, die mit ihm in gerader Linie oder bis zum dritten 
Grad der Seitenlinie verwandt oder bis zum zweiten Grad verſchwägert iſt. 

Soweit landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke von gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften (§ 55) 
zum Zwecke der Anſiedlung übernommen werden, haben die Pächter ein Vorkaufsrecht für ein bei der 
Verteilung etwa übrig bleibendes Reſtgut oder für Parzellen, die geeignet ſind, Inventar und ſon⸗ 
ſtiges Betriebskapital des zur Siedlung übergebenen landwirtſchaftlichen Grundſtücks möglichſt zu ver⸗ 
werten. 

8 31 

Die Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt 3 Wochen von dem Tage ab, an dem 
das Siedlungsamt die Mitteilung des Eigentümers oder des Dritten von dem Inhalt des zwiſchen 
ihnen geſchloſſenen Vertrages empfangen hat. Iſt das Grundſtück oder der veräußerte Teil größer 
als 75 ha, ſo beträgt die Friſt ſechs Wochen. 

Die Mitteilung des Eigentümers oder des Dritten wird durch die Mitteilung des Grundbuchamts 
erſetzt. 

Das Siedlungsamt iſt befugt, innerhalb der Friſt das Grundſtück oder den veräußerten Teil zu 
beſichtigen. 

8 32 

Auf das Vorkaufsrecht find die SS 505 bis 509, 510 Abſ. 1, 1098 Abſ. 2, SS 1099 bis 1102 
des BGB. entſprechend anzuwenden. Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich auf das mitverkaufte Zubehör. 

Hat der Käufer eine Nebenleiſtung übernommen, die nicht in Geld zu ſchätzen iſt, ſo hat der 
Eigentümer dem Siedlungsamt gegenüber keinen Anſpruch auf die Erfüllung dieſer Nebenleiſtung und 
der Vertragsſtrafen, die zu ihrer Erfüllung ausbedungen ſind. 

Teilt im Falle des § 1099 des BGB. der Dritte dem Siedlungsamt den Inhalt des Kaufver⸗ 
trages mit, jo hat dies die im § 31 beſtimmte Wirkung. 


§ 33 

Die Vertragsteile können ſich dem Siedlungsamt gegenüber nicht darauf berufen, daß der Ver⸗ 
trag ganz oder zum Teil nur zum Schein abgeſchloſſen oder unvollſtändig oder unrichtig beurkundet 
ſei. Ein Kaufvertrag, welcher der für ſeine Wirkſamkeit erforderlichen Formen entbehrt, gilt dem 
Siedlungsamt gegenüber als wirkſam, ſobald ein Antrag auf Genehmigung gemäß dem Geſetz vom 
12. 12. 1922 betreffend die Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken (G. Bl. 1923 S. 1) ge⸗ 
ſtellt iſt. 

Iſt in einem Vertrag ein höherer Preis beurkundet, als tatſächlich vereinbart iſt, ſo gilt der tat⸗ 
ſächlich vereinbarte Preis als beſtimmt. Der Vertrag bleibt mit dieſer Abänderung wirkſam. 


8 34 

Erwirbt das Siedlungsamt in Ausübung des Vorkaufsrechts ein Grundſtück oder den Teil eines 
Grundſtücks, ſo erlöſchen die eingetragenen Vorkaufsrechte und Vormerkungen, die ein Recht auf Auf⸗ 
laſſung erhalten ſollen (S 883 BGB.). 

Verwendet das Siedlungsamt das Grundſtück oder einen Teil davon innerhalb 10 Jahren nicht 
für Siedlungszwecke, ſo darf es eine anderweite Veräußerung erſt vornehmen, wenn es das Grundſtück 
oder den Grundſtücksteil den Perſonen vergeblich zum Kauf angeboten hat, deren Rechte gemäß Abſ. 1 
erloſchen ſind. 
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§ 35 
Das Grundbuchamt hat die Eintragung des Eigentumsüberganges ſolange auszuſetzen, bis ihm 
die Nichtausübung des Vorkaufsrechts nachgewieſen iſt. 


§ 36 

Wird das Vorkaufsrecht ausgeübt, fo finden auf die Rechte an dem Grundſtück die SS 12 bis 14 
Anwendung. 

Iſt der im Kaufvertrage vorgeſehene Kaufpreis nach Feſtſtellung des Siedlungsamts unange⸗ 
meſſen hoch, fo finden, falls über die Herabſetzung des Kaufpreiſes keine Einigung zuſtande kommt, 
die Vorſchriften der 88 15 ff. Anwendung. 

Ss 37 

Die Vorſchriften der $$ 29 bis 32, 34, 35 ſind ſinngemäß anzuwenden auf andere Verträge, die 
auf die Veräußerung eines Grundſtücks gegen Entgelt gerichtet ſind, auf die Übereignung im Wege 
der Zwangsverſteigerung und auf die freihändige Veräußerung durch den Konkursverwalter. Der Zu⸗ 
ſchlag darf nicht vor der im § 31 Abſ. 1 bezeichneten Friſt erteilt werden, es ſei denn, daß das 
Siedlungsamt ſein Recht vorher ausgeübt hat oder dem Vollſtreckungsgericht gegenüber erklärt hat, es 
nicht ausüben zu wollen. 

Ss 38 

Das Siedlungsamt kann das Vorkaufsrecht auf ein gemeinnütziges Siedlungsunternehmen über⸗ 
tragen. Soweit eine Übertragung erfolgt, tritt in den SS 28—-37 anſtelle des Siedlungsamts das ge- 
meinnützige Siedlungsunternehmen. 


Siebenter Abſchnitt 
Organiſation der Siedlungsbehörden 
Ss 39 

Das Siedlungsamt iſt eine ſtaatliche Behörde, welche dem Senat, Abteilung für Landwirtſchaft, 
Forſten und Veterinärweſen unmittelbar unterſteht. 

Dem Siedlungsamt können vom Senatspräſidenten weitere Aufgaben, die nach den beſtehenden 
Geſetzen und ſonſtigen Vorſchriften den Landeskulturämtern und den Kulturämtern obliegen, überwieſen 
werden. 

Der Vorſitzende des Siedlungsamts iſt Beamter und wird vom Senatspräſidenten ernannt und 
abberufen. Die Leitung des Siedlungsamts liegt dem Vorſitzenden ob. 

Die Geſchäftsführung des Siedlungsamts wird durch eine vom Senat, Abteilung für Landwirt⸗ 
ſchaft, Forſten und Veterinärweſen zu erlaſſende Geſchäftsordnung geregelt. Durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung iſt gleichzeitig auch die SB des Vorſitzenden im Falle feiner Behinderung 
zu regeln. 

Die Entſcheidung des Siedlungsamts iſt, ſoweit ſich nicht aus dieſer Verordnung etwas anderes 
ergibt, unanfechtbar. 

Ss 40 | 

Der Siedlungsausſchuß beſteht aus ſechs Mitgliedern. Der Vorſitzende des Siedlungsausſchuſſes 
iſt der Landesbauernführer oder ſein Stellvertreter. Der Vorſitzende des Siedlungsamts oder ſein 
Stellvertreter iſt zugleich Mitglied des Siedlungsausſchuſſes. Die vier übrigen Mitglieder ſowie ihre 
Stellvertreter werden vom Senatspräfidenten beſtellt und abberufen; hiervon ſoll eines richterliches Mit“ 
glied des Oberverwaltungsgerichts oder des Verwaltungsgerichts ſein; ferner ſoll je ein Mitglied dem 
Kreis der alten Beſitzer und dem Kreis der Siedler angehören. 

Die Mitglieder und deren Stellvertreter erhalten aus der Kaſſe des Siedlungsamts Tagegelder 
und Reiſekoſten nach näherer Beſtimmung. 

8 41 ö 

Der Siedlungsausſchuß wird von dem Vorſitzenden des Siedlungsamts unter Mitteilung der Tages⸗ 
ordnung nach Bedarf berufen. Er muß berufen werden, wenn der Landesbauernführer dies beantragt. 

Der Siedlungsausſchuß iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit des Vorſitzenden oder ſeines Stellver⸗ 
treters und mindeſtens von zwei weiteren Mitgliedern; er faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Die Beſchlüſſe des Siedlungsausſchuſſes ſind, ſoweit ſich nicht aus dieſer Verordnung etwas u 
ergibt, unanfechtbar. 
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SE Achter Abſchnitt 
Siedlung 
8 42 
Die Errichtung neuer landwirtſchaftlicher Siedlungen durch Aufteilung von landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken oder Teilen davon in Bauern-, Arbeiter-, Handwerker- und ähnliche Stellen ſowie die 
Anliegerſiedlung zur Hebung beſtehender Kleinbetriebe obliegt ausſchließlich dem Siedlungsamt. 
Das Siedlungsamt kann jedoch auch privaten Siedlungsunternehmern auf Antrag die Geneh— 
migung zur Errichtung landwirtſchaftlicher Siedlungen erteilen. Die Genehmigung kann unter Auf⸗ 
lagen erteilt werden, insbeſondere unter der Auflage, daß bei der Veräußerung öder UÜberlaſſung 
eines Grundſtücks oder Grundſtücksteiles ein beſtimmter Preis nicht überſchritten werden darf. Die Er⸗ 
füllung der Auflagen kann im Verwaltungswege erzwungen werden. 


8 43 

Die neu zu errichtenden Vollbauernſtellen ſollen die Größe einer ſelbſtändigen Ackernahrung — 
Familienbetrieb — erhalten. In der Regel ſoll der Flächeninhalt dieſer Stellen 15 ha betragen, der 
jedoch je nach der Ertragsfähigkeit des Landes oder in Berückſichtigung der ſonſtigen Umſtände unter 
— oder überſchritten werden darf. 

Kleinbauernſtellen von 4 bis 7 ha ſollen nur inſoweit ausgegeben werden, als ein Bedürfnis 
dafür beſteht oder die Möglichkeit zum Nebenerwerb gegeben iſt. 

Arbeiter⸗ und Handwerkerſtellen können bei ausreichender Arbeitsgelegenheit errichtet werden. 


8 44 
Der Siedlungsplan hat die Verwertung der vorhandenen Gebäude mit entſprechenden Um⸗ und 
Ergänzungsbauten jedoch derart vorzuſehen, daß für jede Stelle getrennte Höfe mit den erforderlichen 
Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäuden und ausreichenden Zufahrtswegen entſtehen. Neben der Zweckmäßig⸗ 
keit der Anlage iſt auf ein anſprechendes Dorfbild Wert zu legen. 
Der Siedlungsplan muß auch über die Waſſerverſorgung und über die genoſſenſchaftliche Unter- 
haltung beſtehender Entwäſſerungs⸗, Dränage⸗ und Deichanlagen Beſtimmungen treffen. 


f 8 45 

Die Siedler werden von der Danziger Bauernkammer aus der Zahl der Bewerber ausgewählt und 
dem Siedlungsamt auf feine Anforderung für die einzelnen Siedlungsarten (§ 43) mitgeteilt. Die 
Danziger Bauernkammer trifft ihre Auswahl nach den von ihr im Einvernehmen mit dem Siedlungs- 
amt aufzuſtellenden Grundſätzen; ſie hat jeweils mindeſtens doppelt ſoviel Bewerber vorzuſchlagen, 
als Stellen zu beſetzen ſind. Das Siedlungsamt beſtimmt aus der Zahl der vorgeſchlagenen die 
Siedler für die einzelnen Stellen. 

5 8 46 

Landarbeiter, Handwerker und Angeſtellte, die auf den zu beſiedelnden ländlichen Grundſtücken 
dauernd beſchäftigt waren, ſollen nach Möglichkeit angeſiedelt werden, wenn ſie unter Berückſichtigung 
ihrer perſönlichen und finanziellen Verhältniſſe nach der Entſcheidung der Danziger Bauernkammer 
ſiedlungswürdig ſind. 

§ 47 

Die Aufwendungen zur Regelung der öffentlich-rechtlichen Verhältniſſe find jo niedrig wie mög: 
lich zu halten und tunlich durch Hergabe von Land und Gebäuden abzudecken. 

Die Behörden, die für die Erteilung der nach $ 13 des Geſetzes betreffend die Gründung neuer 
Anſiedlungen vom 25. Auguſt 1876 in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 (G. S. S. 227) 
erforderlichen Genehmigung zuſtändig ſind, haben vor Feſtſetzung der Leiſtungen zur Regelung der 
öffentlich⸗ rechtlichen Verhältniſſe das Siedlungsamt zu hören. 


Ss 48 
Der Siedler ſoll in der Regel eine angemeſſene Anzahlung auf den Kaufpreis für die Siedlerſtelle 
leiſten und daneben das für die Bewirtſchaftung der Siedlerſtelle aforderliche lebende und tote In⸗ 
ventar mitbringen oder entſprechende Mittel nachweiſen. 
Auf die Anzahlung oder den Kaufpreis iſt dem Siedler der Betrag anzurechnen, 2 durch ſeine 
Mitarbeit beim Aufbau der Siedlung erſpart wird 


8 49 
Die Übergabe der Stelle an die Siedler ſoll in der Regel erſt dann erfolgen, wenn die Siedlungs⸗ 
bauten wirtſchaftsfähig hergeſtellt ſind und das erforderliche Wirtſchaftsinventar beſchafft iſt. 


265 


$ 50 

Die Übertragung der auszugebenden Stellen und Zukaufsstücke (S 1 Abſ. 2c) auf den Siedler 
erfolgt durch Siedlungs-, insbeſondere Rentengutsverträge; zur Rechtswirkſamkeit dieſer Verträge 
genügt die ſchriftliche Form. 

Für dieſe Verträge fällt die Genehmigungspflicht nach Maßgabe des Geſetzes betreffend die Ge⸗ 
nehmigung zum Erwerb von Grundſtücken vom 12. 12. 1922 (G. Bl. 1923 S. 1) fort; auch ruht das 
Vorkaufsrecht der Gemeinde nach S 24 Abſ. 2 des Grundwechſelſteuergeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 31. Dezember 1931 (G. Bl. S. 79). 


8 51 
Bei der Aufteilung eines zu Siedlungszwecken erworbenen Grundſtücks oder Grundſtücksteiles durch 
das Siedlungsamt gelten die Beſtimmungen der SS! 12 bis 14 ſinngemäß. 


§ 52 
Rechtsgeſchäfte der in S 50 Abſ. 1 bezeichneten Art find von der Grundwechſelſteuer befreit; der 
Beſcheinigung nach 8 17 des Grundwechſelſteuergeſetzes vom 26. 6. 1923 (G. Bl. S. 707) in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 31. 12. 1931 (G. Bl. 1932 ©. 79) bedarf es nicht. 


Ss 53 
Der vom Siedlungsamt nach Anhörung des Siedlungsunternehmers aufzuſtellende Giedlungs- 
und Finanzierungsplan nebſt den Beſiedlungsbedingungen ſowie der Nachweis über die Bereitſtellung 
der zur Durchführung der Siedlung einſchließlich des Landkaufs und der Bauausführungen erforder⸗ 
lichen Mittel bedürfen der Zuſtimmung des Siedlungsausſchuſſes. 
Der Siedlungsausſchuß ſetzt die Leiſtungsgrenze für die zu errichtenden Siedlerſtellen feſt und gibt 
Richtlinien für die Art und Größe der Siedlungs bauten. 


8 54 
Die Koſten der Vermeſſung, die aus Anlaß der Beſiedlung notwendig werden, trägt die Freie 
Stadt Danzig. Das Siedlungsamt kann Leitſätze für die Höhe der Vermeſſungskoſten feſtſetzen. 
Handlungen, die zur Meſſung notwendig ſind, haben die Beſitzer auf ihren Grundſtücken zu dulden. 
Ein hierdurch entſtehender Schaden iſt ihnen durch den Siedlungsunternehmer zu vergüten. 


$ 55 


Das Siedlungsamt kann die Durchführung des Siedlungsgeſchäfts einem gemeinnützigen Sied⸗ 
lungsunternehmen übertragen. In dieſem Falle gelten die SS 43, 44, 46 bis 52, 54 entſprechend. 


8 56 
Streitigkeiten zwiſchen dem Siedlungsunternehmer und den von ihm anzuſetzenden oder angeſetzten 
Siedlern entſcheidet das Siedlungsamt unter Ausſchluß des Rechtsweges endgültig. 


Neunter Abſchnitt 
Belaſtung und Veräußerung der Siedlungsgrundſtücke 
8 57 
Die rechtsgeſchäftliche oder zwangsweiſe Veräußerung oder Belaſtung eines unter den Bedingungen 
dieſer Verordnung geſchaffenen Siedlungsgrundſtücks ſowie der auf dem Grundſtück in Zukunft durch 
Tilgung entſtehenden Eigentümergrundſchulden iſt nur mit Genehmigung des Siedlungsamts zuläſſig. 
Das Siedlungsamt kann die Genehmigung von der Erfüllung von Auflagen abhängig machen. 


Zehnter Abſchnitt 
Wiederkaufsrecht 
8 58 
Das Siedlungsamt oder der von ihm beauftragte Siedlungsunternehmer hat ein. 1 Wiederkaufsrecht 
auf die von ihm begründeten Siedlerſtellen, wenn der Siedler ſie ganz oder teilweiſe veräußert 
oder aufgibt, oder wenn er fie nicht dauernd bewohnt oder bewirtſchaftet. Die Vorſchrift des 8 30 


Abſ. 2 gilt entſprechend. 
Die Dauer des Wiederkaufsrechts, der Preis und die näheren Bedingungen ſind in dem Siedlungs⸗ 
vertrage feſtzuſetzen. Das Recht iſt als Belaſtung des Grundſtücks im Grundbuche einzutragen. Im 


übrigen bleiben die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften unberührt. 
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s 59 
Dem früheren Eigentümer ſteht ein Wiederkaufsrecht zu, wenn das Siedlungsamt oder der von 
ihm beauftragte Siedlungsunternehmer nicht innerhalb einer Friſt von 10 Jahren das erworbene 
Grundſtück für Siedlungszwecke verwendet haben. Das Wiederkaufsrecht iſt innerhalb eines Jahres 
auszuüben. 
Das Recht iſt als Belaſtung des Grundſtücks im Grundbuche einzutragen. Die Beſtimmungen der 
SS 497 ff. BGB. finden entſprechende Anwendung. 


Elfter Abſchnitt 
Umlegung von Wegen, Triften und Fußſteigen uſw. 
8 60 | 8 

Das Siedlungsamt kann, auch außerhalb eines Siedlungsverfahrens, beſtimmen, daß Wege, Triften 
und Fußſteige aller Art, die landwirtſchaftliche Grundſtücke in unzweckmäßiger Weiſe durchſchneiden und 
ihre Bewirtſchaftung behindern, ohne Zuſtimmung der Berechtigten und ohne daß dieſen ein Recht auf 
Schadenserſatz zuſteht, umgelegt werden. 

Der neue Weg (Triften, Fußſteige) darf nicht weſentlich länger ſein als der alte. Auch darf er in 
ſeiner Verkehrsfreiheit und ⸗ſicherheit nicht ungünſtiger ſein als der alte, 

Die Umlegung erfolgt auf Antrag des Eigentümers des in ſeiner Bewirtſchaftung behinderten 
Grundſtücks und nur innerhalb der Grenzen dieſes Grundſtücks. 

Die Umlegung mit allen Zubehörarbeiten und Anlagen, wie Brücken, Durchläſſe, Gräben, 
Böſchungen uſw. hat der Antragſteller aus eigenen Mitteln auszuführen. 

Der neue Weg (Triften, Fußſteige) iſt durch die Wegepolizei abzunehmen und durch öffentliche 
Bekanntmachung dem öffentlichen oder, wenn es ſich um einen Intereſſentenweg uſw. handelt, dem 
Intereſſentenverkehr zu übergeben. Der alte Weg (Triften, Fußſteige) iſt einzuziehen. 

Mit der Übergabe tritt der neue Weg (Triften, Fußſteige) unter die Belaſtungen und Beſchrän⸗ 
kungen des alten Weges. Der alte Weg (Triften, Fußſteige) geht in das freie Eigentum des Grund— 
ſtückseigentümers über. 

Zwölfter Abſchnitt 
Sonſtige Vereinfachungen 
§ 61 

Von einem Grundſtück, das mit einem in Abteilung II des Grundbuches eingetragenen Recht be⸗ 
laſtet iſt, ſind Grundſtücksteile ohne Zuſtimmung der Berechtigten frei von dieſer Laſt abzuſchreiben, 
wenn die Kataſterbehörde auf Grund der Kataſterkarten und -bücher beſcheinigt, daß die das Grund- 
ſtück belaſtenden Rechte durch die Abſchreibung nicht berührt werden. 


Dreizehnter Abſchnitt 
Koſten 
8 62 

Alle Geſchäfte und Verhandlungen, die zur Durchführung von Siedlungsverfahren im Sinne 
dieſer Verordnung dienen, ſind, ſoweit ſie nicht im Wege des ordentlichen Rechtsſtreits vorgenommen 
werden, von allen Gebühren einſchließlich der Kataſter- und Baupolizeigebühren, Koſten, Stempel⸗ 
abgaben und Steuern des Staates und ſonſtiger öffentlichen Körperſchaften befreit. 

Die Gebühren-, Koſten⸗, Stempel- und Steuerfreiheit iſt durch die zuſtändigen Behörden ohne 
weitere Nachprüfung zuzugeſtehen, wenn das Siedlungsamt oder ein gemeinnütziges Siedlungsunter⸗ 
nehmen beſcheinigt, daß der Antrag oder die Handlung zur Durchführung eines ſolchen Verfahrens 
erfolgen. 

Vierzehnter Abſchnitt 
Strafvorſchriften 
8 63 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 10000, — Gulden oder mit einer 

dieſer Strafen wird beſtraft: g 
1. wer ohne die nach S 42 Abf. 2 erforderliche Genehmigung landwirtſchaftliche Siedlungen er⸗ 
richtet; f 3 

2. wer die bei der Erteilung der Genehmigung gemachten Auflagen nicht erfüllt. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Siedlungsamts ein. Der Antrag kann zurück⸗ 
genommen werden. 
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Fünfzehnter Abſchnitt 
Übergangsbeſtimmungen 
§ 64 
Die im $ 3 Abf. 1 Ziff. 2 genannten Eigentümer haben dem Siedlungsamt innerhalb eines 
Monats nach Inkrafttreten dieſer Verordnung alle ihnen gehörigen landwirtſchaftlich genutzten Grund⸗ 
ſtücke anzuzeigen; innerhalb der gleichen Friſt hat die Danziger Bauernkammer die Grundſtücke der 
in § 3 Abſ. 1 Ziff. 4 genannten Eigentümer dem Siedlungsamt anzuzeigen. 
In der Anzeige ſind Name und Wohnort des Eigentümers ſowie die Lage und Größe des Grund⸗ 
ſtückes anzugeben. 
Inkraftreten 
8 65 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz vom 11. Auguſt 1919 (R. G.Bl. S. 1429) außer Kraft. Ebenſo werden alle dem § 60, 
61 dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften aufgehoben. | 


Danzig, den 17. April 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


101 Verordnung 
zur Behebung Iandwirtihaftliher Notſtände durch Sicherung der Frühjahrsdüngung, Saatgutverſorgung 
und Ernteeinbringung für das Wirtſchaftsjahr 1934. 
Vom 17. April 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


sl 

Die nachſtehende Verordnung gilt nur für landwirtſchaftliche Betriebe, deren beſonderer Notſtand 
durch die Entſcheidung des Landesbauernführers beſtätigt wird. 

82 | | 

Wegen der Anſprüche aus der Lieferung von Düngemitteln ſowie von Saatgut, welches zur Saat 
beſonders zugerichtet iſt, von anerkanntem Originalſaatgut und anerkannten Abſaaten, welche von dem 
Eigentümer, Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke im Rahmen der 
bisherigen Wirtſchaftsweiſe in der für derartige Geſchäfte üblichen Art für das Erntejahr 1934 zur 
Steigerung des Ernteertrages beſchafft und verwendet werden, hat der Gläubiger ein geſetzliches 
Pfandrecht an den in der Ernte 1934 anfallenden Früchten der zum Betriebe gehörigen Grundſtücke auch 
wenn die Früchte noch nicht von dem Grundſtücke getrennt worden ſind; das Pfandrecht erſtreckt ſich 
nicht auf die der Pfändung nicht unterworfenen Früchte. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für Anſprüche aus Darlehen, die von dem Eigentümer, 
Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter zur Bezahlung dieſer Lieferungen ſowie von Arbeiten zur 
Pflege der Saaten und Einbringung der Ernte in der für derartige Geſchäfte üblichen Art aufge- 
nommen werden. 

8 3 


Auf das Pfandrecht finden die Vorſchriften der SS 560, 561 Abſ. 2, 562 des BGB. entſpre⸗ 
chende Anwendung. 

Das Pfandrecht geht allen an den Früchten beſtehenden dinglichen Rechten im Range vor. 

Sind mehrere Gläubiger der in § 2 bezeichneten Art vorhanden, ſo haben ihre Anſprüche unter⸗ 
einander gleichen Rang. 


8 4 
Sowohl der Pfandgläubiger wie der Schuldner kann nach Beginn der Ernte jederzeit, auch vor 
Fälligkeit der Forderung, verlangen, daß aus den dem Pfandrecht unterliegenden Früchten eine Menge, 
die zur Sicherung der Forderung ausreicht, ausgeſchieden, als dem Pfandrecht unterliegend kenntlich 
gemacht und geſondert aufbewahrt wird. Geſchieht dies, ſo beſchränkt ſich das Pfandrecht auf dieſe 
Menge; § 560 des BGB. findet keine Anwendung. f j 
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Die Zwangsvollſtreckung wegen des dem Pfandgläubiger nach Abſ. 1 Satz 1 zuſtehenden An⸗ 
ſpruchs geſchieht im Wege der Pfändung eines zur Sicherung der Forderung ausreichenden Teils der 
dem Pfandrecht unterliegenden Früchte. Der Anſpruch kann auch im Verfahren auf Erlaß einer 
einſtweiligen Verfügung geltend gemacht werden; der Glaubhaftmachung einer Gefährdung im Sinne 
des § 935 der Zivilprozeßordnung bedarf es nicht. 


8 5 
Das Pfandrecht erliſcht mit dem 31. März 1935, wenn es nicht vorher gerichtlich, insbeſondere 
nach $ 805 der ZPO. geltend gemacht worden iſt. 


§ 6 

Die in dem § 2 bezeichneten Anſprüche haben in einem künftigen Zwangsverſteigerungs⸗ oder 
Zwangsverwaltungsverfahren den in §S 10 Abſ. 1 Nr. 1 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes bezeichneten 
Rang. 

Das Vorrecht des Abſ. 1 erliſcht, wenn die Zwangsverwaltung oder die Zwangsverſteigerung 
nicht bis zum 31. März 1935 beantragt wird. Hat der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtückes gemäß 8 1 der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 
22. 9. 1933 (G. Bl. S. 444) den Antrag auf Einleitung des Entſchuldungsverfahrens geſtellt, ſo er⸗ 
liſcht das Vorrecht des Abſ. 1 früheſtens dann, wenn der Gläubiger die Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung des Grundſtücks nicht binnen 3 Monaten nach Beendigung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens beantragt. 

8 7 

Die in § A Ziff. 3 und 4 der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) vorgeſehenen Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung 
ſtehen der Zwangsvollſtreckung wegen der in SS 2 und 4 bezeichneten Anſprüche in die dem Pfand⸗ 
recht unterliegenden Früchte nicht entgegen. 

8 8 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10000, — G wird beſtraft, wer 
in der Abſicht, ſich der Erfüllung der in SS 2 bis 4 bezeichneten Verpflichtungen zu entziehen, Früchte 
beiſeite ſchafft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf den Antrag eines auf den § 2 bezeichneten Gläubigers ein. Der 
Antrag kann zurückgenommen werden. 


8 9 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 17. April 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer Boeck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


